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Derzeit gibt es in Deutschland noch 
kein zentrales, bundesweites Vergif-
tungsregister. Vielmehr sammeln so-
wohl das Bundesinstitut für Risikobe-
wertung (BfR) als auch die in den Län-
dern eingerichteten „Informationszent-
ren für Vergiftungen“ (GIZ) unabhängig 
voneinander Informationen über Er-
krankungen, die durch Vergiftungen 
hervorgerufen werden. Zwar erfolgt bei 
Bedarf im Einzelfall eine Zusammen-
führung der Daten, eine systematische 
Erfassung und Auswertung aller Vergif-
tungs- oder Vergiftungsverdachtsfälle 
gibt es jedoch bislang nicht. Daher fehlt 
es in Deutschland an einem umfassen-
den Überblick über das tatsächliche 
Vergiftungsgeschehen in Deutschland. 

Auch vor dem Hintergrund, dass z.B. 
die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 (EU-
Biozidverordnung) oder die Verordnung 
(EU) 2017/625 (Verordnung über amtli-
che Kontrollen) eine systematische Erfas-

sung von Vergiftungsfällen voraussetzen 
oder – wie in der Verordnung (EU) 
2022/2371 zu schwerwiegenden grenz-
überschreitenden Gesundheitsgefahren 
und in den Internationalen Gesundheits-
vorschriften (IGV) – sogar Melde- und In-
formationspflichten vorgesehen sind, ist 
daher die Einführung eines bundeswei-
ten Vergiftungsregisters erforderlich.

Einrichtung eines nationalen 
Vergiftungsregisters
Die Regelungen für die Einrichtung und 
den Betrieb des nationalen Vergiftungs-
registers finden sich in einen neuen Ab-
schnitt 4a („Vergiftungsregister“), in den 
die folgenden Paragrafen aufgenommen 
wurden: 
∎	 § 16g Einrichtung und Führung eines 

Vergiftungsregisters;
∎	 § 16h Beirat;
∎	 § 16i Datenerhebung, Datenspeiche-

rung, Datenverwendung und Daten-
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INHALT Änderung des Chemikalien-
gesetzes: Gesetzgebungs-
verfahren abgeschlossen
Der Bundestag hat am 28. September 2023 einer Änderung des Chemikalien-
gesetzes (ChemG) zugestimmt. Auch der Bundesrat hat sich am 20. Oktober 
2023 abschließend mit dem – nicht zustimmungspflichtigen – Gesetzesvorha-
ben befasst, so dass die Änderungen nun in Kraft treten können. Damit ist der 
Weg frei für die Einrichtung eines zentralen Vergiftungsregisters beim Bundes-
institut für Risikobewertung (BfR). In diesem Register soll die in verschiedenen 
europarechtlichen Vorschriften geforderte systematische Registrierung von 
Vergiftungsfällen eingeführt werden. Außerdem wurden die Regelungen über 
die Gute Laborpraxis (GLP) an internationale und europäische Vorgaben und 
Erfordernisse angepasst sowie die Bußgeldvorschriften überarbeitet.
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